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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 5 R 188/13 B 
 
L 2 R 99/12 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 30 R 21/10 (SG Hildesheim) 
 
 
 
………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 
Pieperstraße 14-28, 44789 Bochum, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. November 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 20. März 2013 wird als unzu-

lässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 20.3.2013 hat das LSG Niedersachsen-Bremen einen Anspruch des Klägers auf 

eine Rente wegen voller Erwerbsminderung abgelehnt. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat der Kläger Beschwerde zum 

BSG eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

 

Der Kläger rügt, die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache liege darin, "dass ein Gericht 

nicht die Tatsache ignorieren darf, dass ein Kläger durchgehend arbeitsunfähig krankgeschrie-

ben ist, um dann unter Verkennung dieser Tatsache die Klage auf Rentengewährung abzuwei-

sen". 
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Der Kläger hat damit keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zum Inhalt oder Anwendungsbereich 

einer revisiblen Norm (§ 162 SGG) gestellt. Es ist nicht Aufgabe des Beschwerdegerichts, die 

Beschwerdebegründung darauf zu analysieren, ob sich ihr eine Rechtsfrage von grundsätzlicher 

Bedeutung entnehmen ließe. 

 

Weiterhin ist auch die Klärungsbedürftigkeit nicht hinreichend vorgetragen. Der Kläger legt noch 

nicht einmal dar, ob zur Frage, ob bei durchgehender Krankschreibung eine Rente wegen voller 

Erwerbsminderung zu gewähren sei, bereits Rechtsprechung vorliege bzw ob sich aus bereits 

ergangenen BSG-Entscheidungen hinreichende Anhaltspunkte für die Beantwortung der von 

ihm aufgeworfenen Problematik herleiten lassen (vgl BSG Beschluss vom 2.2.2011 - B 13 R 

381/10 B - Juris RdNr 13; BSG Beschluss vom 8.4.2013 - B 11 AL 137/12 B - Juris RdNr 11). 

 

Schließlich fehlt es auch an der Entscheidungserheblichkeit, die nur auf der Grundlage der vom 

LSG festgestellten Tatsachen (vgl § 163 SGG) geprüft und beurteilt werden kann, sodass der 

Beschwerdeführer den der Berufungsentscheidung zugrunde liegenden, vom Berufungsgericht 

festgestellten Sachverhalt darlegen muss. Diesen Anforderungen ist nicht genügt. Zwar schildert 

der Kläger in der Beschwerdebegründung einen Sachverhalt. Ob die dort angegebenen Tatsa-

chen auf Feststellungen des Berufungsgerichts beruhen, ist dem Sachvortrag nicht zu entneh-

men. Fehlt indes die maßgebliche Sachverhaltsdarstellung, wird das Beschwerdegericht nicht in 

die Lage versetzt, allein anhand der Beschwerdebegründung zu beurteilen, ob die als grundsätz-

lich erachtete Rechtsfrage entscheidungserheblich ist. Es ist nicht Aufgabe des Beschwerdege-

richts, anhand der vorliegenden Akten selbst zu prüfen, ob die aufgeworfene Rechtsfrage für 

den Rechtsstreit entscheidungserheblich sein kann. 

 

Soweit der Kläger mit dem Hinweis, die Tatsache der durchgehenden Krankschreibung werde 

sowohl von den bisherigen Gutachten als auch vom LSG nicht ausreichend gewürdigt, eigen-

ständig das Ergebnis der Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 S 1 SGG) des LSG angreift, kann eine 

Verfahrensrüge nach der ausdrücklichen Regelung des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG hierauf 

nicht gestützt werden. Auch die - vermeintlich - inhaltliche Unrichtigkeit des Berufungsurteils 

kann mit der Nichtzulassungsbeschwerde nicht angegriffen werden (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 7). Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 

 

 

8 

9 

10 

11 

12 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

